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Die Ehe – romantisch hochgehalten und doch ein Auslaufmodell?
Frühlingszeit ist Heiratszeit – doch lohnt es sich tatsächlich noch, sich zu vermählen? Die Medien und der Staat tun zwar viel, das traditionelle Ideal von Ehe, Familie und

Elternschaft in Ehren zu halten, doch die Notwendigkeit, diesem traditionellen Lebensentwurf zu folgen, schwindet. Viele ziehen ein Leben im Team vor. Von Hannelore Schlaffer

«Mit der Ehe enden nicht, mit ihr beginnen die
eigentlichen Schwierigkeiten des Lebens», stellt
Hermann Graf Keyserling 1925 in seinem «Ehe-
Buch» fest, aber «dennoch», so fährt er fort, «hat
das häufige Eheunglück aller Zeiten dem Ideal der
Ehe im Geist noch keiner Generation geschadet.»
Die Diagnose Keyserlings stimmt heute mehr denn
je. Noch immer hoffen Paare ihr privates Glück in
der Ehe zu finden, auch wenn sie scheitern. Anders
aber als zu Keyserlings Zeiten arbeitet selbst die
Politik durch Werbung und finanzielle Unterstüt-
zungen daran, Ehe und Familie als die Institution
des privaten Glücks zu behaupten. Die Politik ver-
bündet sich mit dem persönlichen Traum, doch
beide widerlegt das Leben. Was als subjektives
Scheitern erfahren wird, ist die Folge veränderter
Verhältnisse, die der romantische Träumer sich
selbst nicht einzugestehen vermag. So liesse sich
fragen, ob die Ehe als kleinste Einheit der Gesell-
schaft zu den neuen Verhältnissen vielleicht gar
nicht mehr so recht passt?

Veränderte ökonomische Situation

Ein Syndrom an Veränderungen in Medizin, Öko-
nomie, Technik schoss zusammen, um eine wahre
Revolution am intimsten Ort der bürgerlichen Ge-
sellschaft einzuleiten. Bereits die zunehmende
Lebenserwartung verlangt von den Partnern eine
ganz andere Ausdauer als früher: Ein junges Paar
von heute macht sich bei seiner Eheschliessung
kaum klar, dass es sich seine Liebe mit ziemlicher

Sicherheit auf 40 bis 50 Jahre verspricht. Die unter-
schiedliche Entwicklung der Partner begünstigt
Krisen gerade bei denen, die auf eine gleichberech-
tigte Partnerschaft Wert legen. Heute ändern sich
ökonomische Situation, Beruf, Wissen, Vorlieben,
Geschmack schneller als früher, so dass ein Paar,
das zu Beginn der Ehe zusammenpasste, sich durch
die historische und soziale Differenzierung nur all-
zu leicht auseinanderentwickeln kann.

Selbst Kinder erzwingen keine Fortsetzung der
Ehe mehr. Das Argument, Nestwärme und fami-
liäre Atmosphäre seien für ihre Entwicklung ent-
scheidend, kann im Zeitalter der Kindergärten,
Tagesstätten, der arbeitenden und alleinerziehen-
den Mütter und Väter nicht aufrechterhalten wer-
den. Schon in der Epoche der Lebensreform zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts experimentierten Paare
mit einer Art stellvertretender Elternschaft, wie
etwa das Ehepaar Heidegger, dessen zweiter Sohn
Hermann das Kind eines «anderen» Mannes ist.
Heidegger reagierte seiner Frau Elfriede gegen-
über auf die «grosse innere Freude, die Du jetzt bei
Dir trägst», mit Gelassenheit. Inzwischen über-
nimmt der Staat die Rolle des fürsorglichen Vaters.
Mit ihm geht die Frau eine weitere, eine politische
Ehe ein, die ihr, mit oder ohne Ehemann, die beruf-
liche Arbeit ermöglicht.

Der freiereUmgang der Paare brachte auch eine
Umgestaltung des Wohnens mit sich. Das Experi-
mentelle der Verbindung schlägt sich in der Unord-
nung des Hauses nieder; Schlamperei ist für (viele)
moderne Paare programmatisch. Vor allem aber ist
die persönliche Freiheit raumgreifend. Beauvoir

und Sartre etwa lebten dauerhaft in je eigenen
Wohnungen. Paula Modersohn-Becker forderte
trotzig das eigene Zimmer, das auch VirginiaWoolf
für die schreibende Frau beanspruchte.

Serielle Monogamie

Heute ist, berufsbedingt, die Distanz zwischen den
Paaren noch grösser geworden: Zwischen Japan
und Australien pendeln wenige Ehepaare, viele
aber zwischen München und Düsseldorf, Frankfurt
und Stuttgart. Die Gemeinsamkeit der Partner ist
immer seltener vom Haus, vom gemeinsamen
Standort her zu definieren. Diese Spagat-Ehen
kommen ohne erotische Freiheit und intellektuel-
les Vertrauen nicht aus und bedeuten eine psychi-
sche Belastung, die leicht zu Spannung und Über-
spannung führt. Den Ehering jedenfalls ersetzt das
Handy: Es lässt seinen Besitzer nie vergessen, dass
er verheiratet ist. Wo das Gespräch aber nicht
glückt, lässt es sich gleich an anderer Stelle wieder-
holen: eine serielle Monogamie ist die inzwischen
populäre Variante des ehelichen Glücks.

Die Medien tragen zwar viel dazu bei, das tradi-
tionelle Ideal von Ehe, Familie, Elternschaft in
Ehren zu halten. Fürstenhäuser herrschen nicht
mehr übers Land, sondern über das Gefühlsleben
unerfahrener Mädchen und resignierter Damen.
Diana und Charles waren in dieser Hinsicht eine
Fehlinvestition: Den Auftrag, das glückliche Paar
schlechthin darzustellen, haben sie schliesslich
schnöde verraten, aber die Medien näher an die

Wirklichkeit herangeführt. Die letzte königliche
Chance, der traditionellen Ehe Glanz zu verschaf-
fen, war verspielt, nunmusste das Liebesleben dazu
herhalten, die Medienpoesie zu speisen. Die Ehe
bleibt dort zwar das Glück schlechthin, doch ein-
malig sollte es nicht sein.

Betrachtet man die gewandelte Welt, so scheint
die Ehe nur noch eine Option unter anderen zu
sein. Alle Funktionen, die einmal nur in ihr zu ver-
wirklichen waren, sind inzwischen ausgelagert:
Sexualität, Versorgung, Kindererziehung, Wohn-
gemeinschaft, gesellschaftliche Kontakte. Bistros
und Kantinen, Horte und Kindergärten, Partys und
Quartierfeste übernehmen die traditionellen Auf-
gaben. Nicht das Ehepaar und die Familie, das
Team ist das Leitbild der Gesellschaft. Das Leben
im Team, in das ein grosser Teil der Gesellschaft
den grössten Teil des Tages verbringt, verbraucht
mehr Energie als der Partner. Das Team befriedigt
denn auch viele persönliche Bedürfnisse: dort kön-
nen erotische Beziehungen entstehen, Freund-
schaften, Diskussionsrunden und Freizeitgruppen.
Historisch also und oft auch biografisch ist die Ehe
ein rückwärtsgewandter Traum, der sich erfüllen
kann, es aber immer seltener tut. So bleibt für
Paare nur die Klage, die der Freiherr von Risach in
Stifters «Nachsommer» über seine Ehe erhebt, zu
der es nie gekommen ist: «Welch ein Sommer hätte
sein können, wenn einer gewesen wäre.»
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Überladenes Fuder für die Bahn
Die Zukunft der Bahn in der Schweiz sollte mehr sein als das Fortschreiben der Vergan-
genheit, und die Folgekosten der Projekte sind zu beachten. Von Paul Schneeberger

Zukunftsentwürfe sollten sich nicht auf quantita-
tive Extrapolationen der Vergangenheit beschrän-
ken. Just eine solche aber haben das Bundesamt für
Verkehr und die SBB mit der Präsentation ihrer
Vorstellungen für den übernächsten Schritt des
Bahnausbaus in der Schweiz vorgelegt. Gewiss, ihr
Ansatz, wonach bis 2040 jene Projekte realisiert
werden sollen, die das beste Verhältnis von Kosten
und Nutzen aufweisen, ist nicht nur ehrenwert und
nachvollziehbar, sondern in Zeiten immer höherer
Aufwendungen für den öffentlichen Verkehr zwin-
gend. Überlagert wird das freilich von den kommer-
ziellen Interessen der SBB und von den zahlreichen
kantonalen und regionalen Begehren.

Taktische Prioritäten

Aus alledem ist ein Katalog mit drei Kapiteln ent-
standen. Im dritten Kapitel, in dem kein Kosten-
dach Ideen und Wünschen Grenzen setzt, ist alles
aufgeführt, was regional gefordert wurde, nach An-
sicht von BAV und SBB aber vorläufig nicht reali-
siert werden kann und soll. Im zweiten Kapitel ist
festgehalten, was Behörden und Bundesbahnen für
21 Milliarden Franken für machbar halten und wo-
für sie politisch eine Mehrheit anstreben. Neben
ihrem Kernanliegen, dem Ausbau der nationalen
Korridore, führen sie dort auch rein regionale An-
liegen auf – Ausbauten für S-Bahnen zum Beispiel.
Ebenfalls dem Bestreben, regionale Interessen aus-
zutarieren, dürfte es zuzuschreiben sein, dass mit
dem Zimmerberg-Basistunnel II dort auch ein
sekundäres Grossprojekt Aufnahme fand, für das es
eine kostengünstigere Alternative in Form des Aus-
baus der bestehenden Strecke aufDoppelspur gäbe.
Mit ihm, so das taktische Kalkül, liessen sich zwei
Fliegen mit einer Klappe schlagen. Zum einen
würde eine Forderung der bisher beim Bahnausbau
benachteiligten Zentralschweiz erfüllt. Zum ande-
ren hoffen die SBB, durch die damit verbundene
Beschleunigung der Konkurrenz auf der Strasse
wieder Paroli bieten zu können, die dort durch die
neue Autobahn zwischen Zug und Zürich jüngst ge-
stärkt wurde.

Umgekehrt wollen Behörde und Bahn das am
wenigsten umstrittene Tunnelprojekt, den dritten
Juradurchstich (Wisenbergtunnel), auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag verschieben, obwohl er das gra-
vierendste Nadelöhr entschärfen würde – jenes zwi-
schen dem Mittelland und Basel, dem bedeutends-
ten Tor zur Schweiz. Ohne zusätzlichen Korridor
kommt dort vor allem der Transit-Güterverkehr in
die Bredouille, der überdies durch das lauwarme

Bekenntnis zum Ausbau der Zulaufstrecken zum
Gotthard-Basistunnel gebremst wird. Und im inter-
nationalen Personenverkehr überlässt man die Be-
schleunigung den Nachbarn in Frankreich und
Deutschland.

Das überladene Fuder aufteilen

Im ersten, durch ein Kostendach von 12 Milliarden
Franken beschränkten Kapitel des Katalogs von
BAV und SBB finden sich schliesslich nur noch
Ausbauten, die Engpässe im unmittelbaren Umfeld
von grossen Knoten wie Zürich, Bern, Basel, Lau-
sanne oder Genf entschärfen. Basis des gesamten
Katalogs waren fünf Leitideen, die letztlich auf dem
Paradigma des schweizerischen Bahnausbaus in den
vergangenen drei bis vier Jahrzehnten basieren, das
da heisst: alle Priorität dem nationalen Personen-
verkehr, dem Goldesel der SBB. Nicht, dass dieser
Verkehr im Land, in dem Bahnpassagiere auch
Stimmbürger sind, gegenüber dem Güterverkehr
oder dem internationalen Personenverkehr zurück-
gesetzt werden sollte oder dass den Bundesbahnen
der geschäftliche Erfolg auf diesem Feld zu miss-
gönnen wäre: Aber Investitionen in die Eisenbahn-
infrastruktur, die über Jahrzehnte angelegt sind,
würden eine grundlegendere Auseinandersetzung
verdienen mit der Frage, ob und wie man allen Ver-
kehren besser gerecht werden könnte als bis anhin.

Insofern müsste das, was jetzt unter dem Titel
Bahn 2030 als reichlich überladenes Fuder daher-
kommt, mit dem man es allem und allen recht
machen will, zumindest etappiert werden. Eine
erste, in absehbarer Zeit zu realisierende Tranche
würde sinnvollerweise das erste Kapitel des Kata-
logs von BAV und SBB umfassen sowie Ausbauten
auf den Zufahrten der Güterzüge zu den Basis-
tunneln der Gotthardachse. Dem weiteren Ausbau,
der noch nicht nächstes Jahr beschlossen werden
muss, sollte eine Überprüfung der 30 bis 40 Jahre
alten Grundprämissen des Eisenbahn-Ausbaus in
der Schweiz vorausgehen. Zu klären wäre insbeson-
dere, ob, wo und wie die Bahn den hierzulande noch
brachliegenden Teil ihres Geschwindigkeitspoten-
zials ausschöpfen könnte und sollte.

Unabhängig davon, was aus dem Katalog der-
einst in Gesetzesform gegossen wird, sind in jedem
Fall nicht nur die jetzt angeführten blossen Investi-
tionskosten zu berücksichtigen, sondern auch die
Folgekosten und die Art und Weise, wie diese zu
finanzieren sind. Es wäre inakzeptabel, wenn diese
jüngste Lehre aus der Geschichte von Bahn 2000
ignoriert würde.

Bagdad? Kabul? Mexiko!
In Mexiko wird der «Drogenkrieg» mit jedem Tag brutaler geführt. Daran ist auch

der grosse Nachbar im Norden mitschuldig. Von Oswald Iten

Dreissig Getötete am Wochenende in einer einzi-
gen Stadt, fünfzig im ganzen Land – Massaker an
sechzehn Schülern – Granaten in Volksmenge ge-
feuert. Solche Nachrichten sind normalerweise mit
Ereignissen in Ländern wie dem Irak, Afghanistan
oder Pakistan verknüpft. Doch diese Schlagzeilen
treffen auf einen anderen Kriegsschauplatz zu,
nämlich auf den sogenannten Drogenkrieg in
Mexiko. Und wie die Kriege im Mittleren Osten
und in Zentralasien hat der mexikanische mit sei-
nen bisher 18 000 Todesopfern einen starken Bezug
zu den Vereinigten Staaten von Amerika.

Die Regierung der USA warnt ihre Bürger vor
Reisen nachMexiko. Derweil besuchtAussenminis-
terin Clinton nach der Ermordung von drei ameri-
kanischen Konsulatsangestellten den südlichen
Nachbarn in Begleitung eines imposanten Aufge-
bots an Spitzenfunktionären, die andernorts bei der
Bewältigung des Kriegs gegen den Terrorismus hel-
fen sollen. Es unterstreicht die Dramatik, mit der
sich die Situation in Mexiko zuspitzt.

War on Drugs bereits verloren

Auch im Falle desWar on Drugs scheint amAnfang
eines Krieges die Aussicht verlockend, durch den
konzentrierten Einsatz vonWaffengewalt die Situa-
tion zu bereinigen. Nach Kolumbien, dem Her-
kunftsland des grössten Teils des Kokains, sind von
Washington bisher mehr als 5 Milliarden Dollar zur
Bekämpfung des Drogenanbaus und der Kartelle
sowie der mit ihnen verflochtenen Guerillas und
Paramilitärs geflossen. Neben Waffen kommen
auch Umweltgifte zum Einsatz, die rücksichtslos
über den Kokafeldern versprüht werden. Das
Resultat des «Plan Colombia» ist so niederschmet-
ternd, dass selbst Verteidigungsminister Gates ein-
gestehenmusste, dass derWar onDrugs bereits ver-
loren ist. Die Kokainproduktion stieg sogar. Die
kolumbianischen Kartelle wurden zwar weitgehend
zerschlagen. Doch deren Erben sind die sieben
grossen mexikanischen Kartelle.

In Mexiko wiederholt sich das Muster des Dro-
genkriegs in Kolumbien. Unter der «Mérida Initia-
tive» hat Washington bisher weit über eine Mil-
liarde Dollar für die Bekämpfung der organisierten
Kriminalität jenseits des Rı́o Grande bereitgestellt,
für die Anschaffung von Helikoptern, Durchleuch-
tungsgeräten, die Ausbildung von Richtern und
eine Akademie für Polizeirekruten. Der mexikani-
sche Präsident Calderón seinerseits hat Zehntau-
sende von Soldaten, Marineinfanteristen und Bun-
despolizisten zum Kampf gegen die Kartelle aufge-

boten. Vermeintliche Siege, wie die Erschiessung
des Capos Beltrán Leyva im Dezember, wurden
vom Sinaloa-Kartell grausig vergolten, indem die
halbe Familie eines bei der Operation gefallenen
Soldaten massakriert wurde.

Mexikanische Rügen an Washington

Die Wirkung der militärischen Strategie droht ins
Gegenteil zu kehren. Viele der von den USA eigens
zur Bekämpfung des Drogenschmuggels ausgebil-
deten Elitesoldaten sind abgesprungen und bilden
nun die «Zetas», die Killerbande mit dem Ruf der
grössten Grausamkeit in Mexiko. Sie ist dabei, das
Nachbarland Guatemala in den Griff zu kriegen,
wobei sie dort bei aktiven und ehemaligen Mitglie-
dern der sogenannten Sicherheitskräfte auf eine
grosse Zahl erprobter Assassinen zählen kann.
Längst ist den Mexikanern die Illusion verflogen,
dass der Drogenkrieg in erster Linie Opfer unter
den Kriminellen selber fordert. Zu viele Personen
sind von «verirrten» Kugeln niedergestreckt wor-
den. Ausserdem haben die Kartelle ihren «Ge-
schäftsbereich» über den Drogenhandel hinaus
diversifiziert, betätigen sich als Kidnapper, Men-
schenhändler und Geldwäscher. Die Mordrate, hat
die Zeitung «El Universal» für die ersten 74 Tage
dieses Jahres ausgerechnet, sei fünfmal höher als zu
Beginn der Offensive Calderóns.

Calderóns Regierung hat sehr irritiert auf den im
Vorfeld des Besuchs ausWashington von derMinis-
terin Napolitano ventilierten Vorwurf reagiert, die
mexikanischen Sicherheitskräfte seien dem Kampf
gegen die Mafia nicht gewachsen. Stattdessen be-
kommen die «Gringos» nun die eigenen Versäum-
nisse zu hören. Die USA vermögen nicht einmal
ihre eigenen Grenzen gegen die Schmuggler dicht-
zumachen, und zwar in beiden Richtungen. 90 Pro-
zent des von Amerikanern konsumierten Kokains
gelangen über die mexikanische Grenze ins Land.
Umgekehrt, schreibt «El Paı́s», zirkulierten 60 000
(in den USA gestohlene) Autos ohne Nummern-
schilder in Ciudad Juárez. Am gravierendsten für
den Kampf Mexikos gegen die organisierte Krimi-
nalität ist freilich der Waffen-Selbstbedienungs-
laden der USA. Dort gibt es Gesetzgeber, welche
die Freiheit schon bedroht sehen, wenn es verboten
wäre, mehr als eineWaffe imMonat zu kaufen. Und
vor allem müsste jenseits des Rı́o Grande ein Um-
denken in der Drogenpolitik erfolgen. Wie die
eigene Erfahrung aus dem «Alkoholkrieg» – der
Prohibition – hätte lehren sollen, ist mit Repression
allein vielleicht des Guten zu viel getan.


